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1. Einführung
Der Leiter des mehrjährigen Forschungsprojekts „Florence Access-to-Justice Project“*2 Mauro Cappelletti 
formulierte 1978, dass man sich in einem langen historischen Kampf um den Zugang zum Recht befi nde.*3 
Pathetisch klingt es weiter, wenn er erklärt, was damit gemeint ist. So stellt es einen Grundpfeiler eines 
Rechtssystems dar, dass dieses „equally accessible to all“ ist. Ein System also, das es dem einzelnen Bürger 
erlaubt und ermöglicht, seine Rechte zu verteidigen und seine (Rechts-) Streitigkeiten beizulegen, muss für 
jedermann gleichermaßen zugänglich sein.*4 Auch nach dieser Umschreibung bleibt ein soziologischer*5 
Laie zunächst etwas ratlos zurück, was sich im Einzelnen hinter dieser international geführten Debatte ver-
bergen soll.*6 Erst durch die Aufzählung der Barrieren, die einem eff ektiven Zugang zum Recht entgegen-
stehen, klärt sich dies auf.*7 So kann jemand sein Recht oftmals wegen der damit verbundenen Kosten nicht 
erreichen.*8 Daneben verhindern auch andere Faktoren, dass der Einzelne sein Recht erhält; so z.B. Party 
Capability*9 und Diff use Interests*10, bekannte Begriff e der internationalen Access to Justice-Debatte. Mit 
dem Wissen um diese Barrieren benutzt Cappelletti sodann die Wellen-Metapher, um die verschiedenen 

ɲ Die Autorin ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Zivilprozessrecht, Internationales 
Privatrecht und Rechtsvergleichung von Prof. Dr. Astrid Stadler an der Universität Konstanz.

ɳ Aus dem vierjährigen rechtsvergleichenden und interdisziplinären Forschungsprojekt, das im Herbst ɲɺɸɴ begann und im 
Jahr ɲɺɸɺ abgeschlossen wurde, resultierte, neben anderen Büchern und Aufsätzen, das ɵ Bände umfassende Standardwerk 
mit dem Namen „Access to Justice“.

ɴ Mauro Cappelletti, Bryant Garth, ‘Access to Justice: The Newest Wave in the Worldwide Movement to Make Rights Eff ective’’ 
(ɲɺɸɹ) ɳɸ Buff . L. Rev. ɲɹɲ [ɲɹɳ]: „long historical struggle for “access to justice””,

ɵ Ibid.
ɶ Genauer ein anthropologischer, ökonomischer, politikwissenschaftlicher und psychologischer Laie, vgl. ibid ɲɹɲ.
ɷ So auch Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozes-

skosten- und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɷ].
ɸ Vgl. Mauro Cappelletti, ‘Access to Justice: Comparative General Report’ (ɲɺɸɶ) ɵɱ RabelsZ ɷɷɺ [ɷɸɴff .]; Mauro Cappelletti, 

Bryant Garth, ‘Access to Justice: The Newest Wave in the Worldwide Movement to Make Rights Eff ective’’ (ɲɺɸɹ) ɳɸ Buff . 
L. Rev. ɲɹɲ [ɲɹɷff .].

ɹ Mauro Cappelletti, ‘Access to Justice: Comparative General Report’ (ɲɺɸɶ) ɵɱ RabelsZ ɷɷɺ [ɷɸɵf.].
ɺ Ibid ɷɸɸ.
ɲɱ Hierzu ibid ɷɹɱ. 

https://doi.org/10.12697/JI.2021.30.13



Julia Florian

Zugang zum Recht – Beobachtungen zur Kostendimension

112 JURIDICA INTERNATIONAL 30/2021

Phasen des „Kampfes“ um einen verbesserten Zugang zum Recht aufzuzeigen und zu identifi zieren.*11 So 
konzentrierte sich dieser Kampf in einem ersten – im internationalen Vergleich teils unterschiedlich aus-
gestalteten*12 – Ansatz auf die Etablierung oder den Ausbau der staatlichen Kostenhilfe. Sodann wurde in 
einer zweiten Welle nach Wegen gesucht, wie dem Problem der Diff use Interests adäquat begegnet werden 
kann.*13 Im universalen „Acces-to-Juctice Approach“ schließlich erfolgte die Suche nach Alternativen zur 
Beilegung von (Rechts-)Streitigkeiten.*14 

Im Rahmen dieses Beitrags wird vor dem Hintergrund der ersten Welle die These formuliert, dass sich 
der deutsche Ansatz zur Verbesserung des Zugangs zum Recht von der staatlichen Finanzierungsinterven-
tion in der Form der staatlichen Kostenhilfe zu distanzieren begonnen hat und stattdessen eine vermehrte 
Hinwendung zur marktbasierten Finanzierungsintervention stattfi ndet. Um diese These zu überprüfen, soll 
zunächst die sich in Deutschland sowie Großbritannien vollzogene Entwicklung der staatlichen Kostenhilfe 
überblicksartig dargestellt werden (dazu 1.). Anschließend sollen Beobachtungen zu den neusten Entwick-
lungen am deutschen Rechtsdienstleistungsmarkt angestellt werden (dazu 2.). In einem Sonderkapitel gilt 
es, die dem deutschen Rechtsdienstleistungsmarkt immanenten Regulierungen – mit Blick auf die Ausge-
staltung in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union – näher zu beleuchten, da diese grundsätz-
lich ein der Kernthese entgegenstehendes Hindernis darstellen (dazu 3.). Zum Schluss soll ein vorsichtiges 
Resümee hinsichtlich der angestellten Beobachtungen und der sich daraus ergebenden Anforderungen an 
die Verbesserung des Zugangs zum Recht gewagt werden (dazu 4.).

2. Entwicklungslinien 
der staatlichen Kostenhilfe

2.1. Aufbau und Abbau der staatlichen Kostenhilfe 

Nach dem Zweiten Weltkrieg ging es auf dem Weg zum deutschen Rechtsstaat zunächst um die Etablierung 
eines einheitlichen und umfassenden Rechtsschutzsystems über die ordentliche Gerichtsbarkeit hinaus. 
Erst in den 1970er Jahren richteten sich die deutsche rechtspolitische Debatte und diesbezügliche Reform-
bestrebungen verstärkt darauf, das vorhandene Rechtsschutzsystem auch denjenigen zugänglich zu machen, 
die bis dahin nur unzureichend ihre Rechte durchsetzen konnten.*15 Während der in der internationalen 
rechtsvergleichenden und interdisziplinären Auseinandersetzung so bezeichneten First Wave wurde die 
Debatte um den Zugang zum Recht anfangs überwiegend auf der Kostenebene geführt.*16 Demnach wurde 
in Deutschland Ende der 1970er Jahre das Armenrecht zugunsten der Prozesskostenhilfe*17 abgeschaff t und 
die Beratungshilfe*18 eingeführt.*19 Durch eine ungezielte fi nanzielle Förderung mittels staatlicher Steu-
ergelder sollte das System, welches es den Bürgern ermöglicht, ihre Rechte zu verteidigen und (Rechts-)
Streitigkeiten beizulegen, equal accessible to all gemacht werden.*20 Außerdem sollte dieses System so ver-
mehrt Ergebnisse hervorbringen, die individuell und sozial gerecht sind.*21 Dass diese Bestrebungen einen 

ɲɲ Ibid ɷɹɲf; Mauro Cappelletti, Bryant Garth, ‘Access to Justice: The Newest Wave in the Worldwide Movement to Make Rights 
Eff ective’’ (ɲɺɸɹ) ɳɸ Buff . L. Rev. ɲɹɲ [ɲɺɷff ].

ɲɳ Vgl. Mauro Cappelletti, ‘Access to Justice: Comparative General Report’ (ɲɺɸɶ) ɵɱ RabelsZ ɷɷɺ [ɷɹɳff ]. 
ɲɴ Ibid ɷɺɴff .; vgl. hierzu Astrid Stadler und Hans-W. Micklitz, ‘Notwendigkeit eines Verbandsklagegesetzes’ in dies. (Hrsg.), 

Das Verbandsklagerecht in der Informations- und Dienstleistungsgesellschaft (Landwirtschaftsverlag ɳɱɱɶ) ɲ [ɲff ].
ɲɵ Mauro Cappelletti, ‘Access to Justice: Comparative General Report’ (ɲɺɸɶ) ɵɱ RabelsZ ɷɷɺ [ɸɱɵff ]; Astrid Stadler und Hans-

W. Micklitz, ‘Notwendigkeit eines Verbandsklagegesetzes’ in dies. (Hrsg.), Das Verbandsklagerecht in der Informations- und 
Dienstleistungsgesellschaft (Landwirtschaftsverlag ɳɱɱɶ) ɲ [ɲɸ].

ɲɶ Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɴ].
ɲɷ Mauro Cappelletti, ‘Access to Justice: Comparative General Report’ (ɲɺɸɶ) ɵɱ RabelsZ ɷɷɺ [ɷɹɳ].
ɲɸ Gesetz über die Prozesskostenhilfe vom ɲɴ.ɱɷ.ɲɺɹɱ (BGBl I, S. ɷɸɸ), in Kraft am ɱɲ.ɱɲ.ɲɺɹɲ.
ɲɹ Gesetz über Rechtsberatung und Vertretung für Bürger mit geringem Einkommen (Beratungshilfegesetz) vom ɲɹ.ɱɷ.ɲɺɹɱ 

(BGBl. I, S. ɷɹɺ), in Kraft am ɱɲ.ɱɲ.ɲɺɹɲ. 
ɲɺ Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ.
ɳɱ Vgl. Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozess-

kosten- und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɷ mwN].
ɳɲ Auf diesen zwei Zwecken liegt der Fokus des „access to justice“, vgl. Mauro Cappelletti, Bryant Garth, ‘Access to Justice: The 

Newest Wave in the Worldwide Movement to Make Rights Eff ective’’ (ɲɺɸɹ) ɳɸ Buff . L. Rev. ɲɹɲ [ɲɹɳ].
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Grundpfeiler eines Rechts- und Sozialstaates darstellen*22, wurde später vom BVerfG*23 unter Berufung auf 
den Rechtsschutzgedanken des Art. 20 III GG ausdrücklich determiniert.*24 Auf europäischer Ebene ist die-
ser Grundsatz in Art. 6 EMRK*25 und Art. 47 GRCh*26 abgesichert. Denn wenn das Gewaltmonopol einzig 
beim Staat liegt und der Einzelne damit zur Durchsetzung seiner Rechte an die Gerichte verwiesen wird, 
leitet sich daraus die Aufgabe des Staates ab, Gerichte einzurichten und den Zugang zu ihnen jedermann 
in grundsätzlich gleicher Weise zu eröff nen.*27 Daraus resultiert aber auch, so das BVerfG 1983*28, dass ein 
Bemittelter ebenso wie ein Unbemittelter wirksamen Rechtsschutz in Anspruch nehmen können muss.*29 

In der internationalen, aber insbesondere in der britischen Debatte zeichnete sich jedoch bereits Mitte 
der 1990er Jahre immer mehr ab, dass der staatliche Haushalt notorisch schlecht gefüllt ist und die unge-
zielte fi nanzielle Förderung staatlicher Kostenhilfe zu derart bescheidenen Ergebnissen bei der Verbesse-
rung des Zugangs zum Recht führte*30, dass die britische Regierung sich 1998 gezwungen sah, den Access 
to Justice Act*31 zu erlassen, um künftig bei der staatlichen Kostenhilfe Einsparungen vornehmen zu kön-
nen.*32 Etwas später, im Jahr 2006, gelangte der rechtspolitische Diskurs sodann auch in Deutschland, 
zu der Auff assung, dass die Aufwendungen für die staatliche Kostenhilfe in der Form der Prozesskosten-, 
Verfahrenskosten- und Beratungshilfe dringend begrenzt werden müsse.*33 Diesbezügliche im Jahr 2006 
beginnende Reformbestrebungen fußten auf dem Verdikt, dass Deutschland allein in diesem Jahr für die 
Prozesskostenhilfe in Zivilsachen 490 Mio. Euro aufgewandt hatte und diese Tendenz steigend war. Dies 
entsprach 5,95 Euro für die Prozesskostenhilfe pro Bürger.*34 Beim Allzeithoch im Jahr 2008 betrugen die 
Aufwendungen für die Prozesskostenhilfe in der ordentlichen Gerichtsbarkeit sowie für die Beratungshilfe 
in der Summe sogar 589 Mio. Euro.*35 Dass Deutschland im internationalen Vergleich seit jeher vergleichs-
weise wenig für die staatliche Kostenhilfe ausgibt, blieb damals in der rechtspolitischen Debatte oftmals 
außen vor. So sind die Pro-Kopf-Ausgaben für staatliche Kostenhilfe in den Niederlanden, Schweden und 
Norwegen fünfmal, in Großbritannien sogar zehnmal so hoch.*36 Den Anstoß zur Reform lieferten damals 

ɳɳ Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɵ]; Matthias Kilian, ‘Gedanken zur Kostenrechtsmo-
dernisierung II: Prozesskosten und Beratungshilfe – Den Zugang zum Recht sichern: Tatsachen, Anforderungen, Probleme 
und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] AnwBl ɵɷ [ɵɷ].

ɳɴ BVerfGE ɹɲ, ɴɵɸ [ɴɶɷ]; NJW ɲɺɺɲ, ɵɲɴ [ɵɲɵ].
ɳɵ Schon viel früher wurde aus dem Sozialstaatsprinzip und dem allgemeinen Gleichheitssatz die Forderung nach einer „weit-

gehenden Angleichung der Situation von Bemittelten und Unbemittelten im Bereich des Rechtsschutzes“ abgeleitet. Vgl. 
Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɵ]; BVerfGE ɺ, ɲɳɵ [ɲɴɱf]; NJW ɲɺɶɺ, ɸɲɶ [ɸɲɷ].

ɳɶ EGMR, Urteil vom ɲɶ.ɱɳ.ɳɱɱɶ – ɷɹɵɲɷ/ɱɲ, Steel und Morris/Vereinigtes Königreich; EGMR (V. Sektion), Entscheidung 
vom ɱɹ.ɲɳ.ɳɱɱɺ – ɶɵɲɺɴ/ɱɸ Herma/Deutschland.

ɳɷ EuGH, Urteil vom ɳɳ.ɲɳ.ɳɱɲɱ – C-ɳɸɺ/ɱɺ, DEB Deutsche Energiehandels- und Beratungsgesellschaft mbH/Deutschland.
ɳɸ BVerfGE ɹɲ, ɴɵɸ [ɴɶɷ]; NJW ɲɺɺɲ, ɵɲɴ [ɵɲɵ]; vgl. hierzu auch, Entwurf eines Gesetzes zur Begrenzung der Aufwendun-

gen für die Prozesskostenhilfe (Prozesskostenhilfebegrenzungsgesetz – PKHBegrenzG), BT-Drucks. ɲɷ/ɲɺɺɵ S. ɲ und ɲɳ:  
https://www.neuerichter.de/fi leadmin/user_upload/lv_berlin_brandenburg/BT-Drs_ɲɷ_ɲɺɺɵ.pdf; zuletzt abgerufen am 
ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.

ɳɹ BVerfGE ɷɴ, ɴɹɱ [ɴɺɶ]; NJW ɲɺɹɴ, ɲɶɺɺ [ɲɷɱɱ].
ɳɺ Vgl. Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɵ].
ɴɱ Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- 

und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɷ].
ɴɲ https://www.legislation.gov.uk/ukpga/ɲɺɺɺ/ɳɳ/contents; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.
ɴɳ Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- 

und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɺ].
ɴɴ Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Begrenzung der Aufwendungen für die Prozesskostenhilfe (Prozesskostenhilfebegrenzungs-

gesetz – PKHBegrenzG), BT-Drucks. ɲɷ/ɲɺɺɵ – http://dipɳɲ.bundestag.de/dipɳɲ/btd/ɲɷ/ɱɲɺ/ɲɷɱɲɺɺɵ.pdf; zuletzt abge-
rufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ; Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Beratungshilferechts, BR-Drucks. ɷɵɹ/ɱɹ –http://dipbt.
bundestag.de/dipɳɲ/brd/ɳɱɱɹ/ɱɷɵɹ-ɱɹ.pdf; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ; zudem sollten bereits mit einem Gesetzentwurf 
von ɳɱɱɵ Gerichtsgebühren für das Sozialgerichtsverfahren eingeführt werden, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Sozialgerichtsgesetzes, BR-Drucks. ɷɷɴ/ɱɴ – http://dipbt.bundestag.de/dipɳɲ/brd/ɳɱɱɴ/ɱɷɷɴ-ɱɴ.pdf; zuletzt abgerufen 
am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ; Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɵff ].

ɴɵ Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozess kosten- 
und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɵɱ]. 

ɴɶ Matthias Kilian, ‘Gedanken zur Kostenrechtsmodernisierung II: Prozesskosten und Beratungshilfe – Den Zugang zum Recht 
sichern: Tatsachen, Anforderungen, Probleme und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] AnwBl ɵɷ [ɵɷ].

ɴɷ Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- und 
Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɵɱ]; Matthias Kilian, ‘Gedanken zur Kostenrechtsmodernisierung II: Prozesskosten und 
Beratungshilfe – Den Zugang zum Recht sichern: Tatsachen, Anforderungen, Probleme und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] AnwBl 
ɵɷ [ɵɸ].
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die Länder Baden-Württemberg und Niedersachsen. Als schlagendes Argument wurde dabei das bundes-
weite Einsparungspotenzial von ca. 100 Mio. Euro genannt.*37 Angesichts der weltweiten Finanzkrise im 
Jahr 2008/2009, in der Konjunkturprogramme in enormen Summen nötig und von staatlicher Seite bewil-
ligt wurden, schien eine Kürzung der überschaubaren Aufwendungen für die Gewährung gleichen Zugangs 
zum Recht am Ende politisch nicht tragbar.*38 Die Reformbestrebungen scheiterten schlussendlich im 
Februar 2009 am Veto der SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag.*39 Schon damals war aber absehbar, 
dass von politischer Seite eine Einsparung bei der Beratungs-, Verfahrenskosten- und Prozesskostenhilfe 
auch weiterhin als erforderlich angesehen würde.*40 So reichten dann auch die Länder die bereits in der 16. 
Legislaturperiode eingebrachten Reformgesetzentwürfe*41 erneut 2012 – mit teilweise veraltetem Zahlen-
material in der Gesetzesbegründung – in der 17. Legislaturperiode ein.*42 Dass zu diesem Zeitpunkt die 
Aufwendungen für die Kostenhilfe bereits wieder rückläufi g waren, konnte somit nicht mehr in Ansatz 
gebracht werden.*43 Ebenso wenig konnten die aus Rückfl üssen resultierenden Einnahmen – zumindest 
noch im Gesetzentwurf des Bundesrates – beziff ert werden. Ausgaben für die staatliche Kostenhilfe wur-
den dort schlicht mit deren Kosten gleichgesetzt.*44 Zwar gab es auch Reformziele, die durchaus sinnvoll 
waren, so insbesondere die Bekämpfung des Missbrauchs der Prozesskostenhilfe durch mutwillige Rechts-
verfolgung.*45 Mit dem am 01. Januar 2014 in Kraft getretenen Gesetz zur Änderung des Prozesskosten-
hilfe- und Beratungshilferechts*46 distanzierte man sich jedoch vom Ansatz der staatlichen Finanzierungs-
intervention zur Verbesserung des Zugangs zum Recht. 

2.2. Ergründung neuer Wege bei der Verbesserung des Zugangs 
zum Recht durch eingehende Bedürfnisidentifi zierung

2.2.1. Überblick über den angelsächsischen Ansatz der Bedürfnisidentifi zierung

Dass diese Abkehr nicht zwangsläufi g als politische Herabstufung der Bedeutung des Prinzips der Gleich-
heit vor dem Recht aufgefasst werden muss*47, zeigt die Mitte der 1990er Jahre voranschreitende „Re-
Engineering“*48-Entwicklung in England. Dort wurde nach dem gescheiterten Ansatz der staatlichen Finan-
zierungsintervention intensiv nach neuen Ansätzen zur Verbesserung des Zugangs zum Recht gesucht. 
Dabei lag der Fokus zunächst auf der Bedürfnisidentifi zierung der rechtssuchenden Bevölkerung.*49 

ɴɸ Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɵ].
ɴɹ Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɶ].
ɴɺ Vgl. Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɵ].
ɵɱ So schon Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɹ].
ɵɲ Prozesskostenhilfe: BT-Drucks. ɲɷ/ɲɺɺɵ – http://dipɳɲ.bundestag.de/dipɳɲ/btd/ɲɷ/ɱɲɺ/ɲɷɱɲɺɺɵ.pdf; zuletzt abgerufen 

am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ; ɲɸ/ɲɳɲɷ – https://dipɳɲ.bundestag.de/dipɳɲ/btd/ɲɸ/ɱɲɳ/ɲɸɱɲɳɲɷ.pdf; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ; 
Beratungshilfe: BT-Drucks. ɲɸ/ɳɲɷɵ – https://dipɳɲ.bundestag.de/dipɳɲ/btd/ɲɸ/ɱɳɲ/ɲɸɱɳɲɷɵ.pdf; zuletzt abgerufen am 
ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ. 

ɵɳ Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts, BR-Drucks. ɶɲɷ/ɲɳ – https://www.
bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/ɳɱɲɳ/ɱɶɱɲ-ɱɷɱɱ/ɶɲɷ-ɲɳ.pdf?__blob=publicationFile&v=ɴ; zuletzt abgerufen am 
ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ. 

ɵɴ Vgl. Matthias Kilian, ‘Gedanken zur Kostenrechtsmodernisierung II: Prozesskosten und Beratungshilfe – Den Zugang zum 
Recht sichern: Tatsachen, Anforderungen, Probleme und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] AnwBl ɵɷ [ɵɷ, ɵɹ].

ɵɵ Erst im Gesetzentwurf der Bundesregierung BT-Drucks. ɲɸ/ɲɲɵɸɳ ist dieses Problem erkannt und teilweise behoben worden, 
vgl. Matthias Kilian, ‘Gedanken zur Kostenrechtsmodernisierung II: Prozesskosten und Beratungshilfe – Den Zugang zum 
Recht sichern: Tatsachen, Anforderungen, Probleme und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] AnwBl ɵɷ [ɵɹ]; Matthias Kilian, ‘Zugang 
zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] 
AnwBl ɳɴɷ [ɳɵɱ].

ɵɶ Vgl. hierzu bereits Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɵf]; Matthias Kilian, ‘Gedanken 
zur Kostenrechtsmodernisierung II: Prozesskosten und Beratungshilfe – Den Zugang zum Recht sichern: Tatsachen, Anfor-
derungen, Probleme und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] AnwBl ɵɷ [ɵɹ].

ɵɷ Vom ɴɲ.ɱɹ.ɳɱɲɴ (BGBl I, S. ɴɶɴɴ).
ɵɸ So auch Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozes-

skosten- und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɺ]. 
ɵɹ Vgl. Richard Moorhead and Pascoe Pleasence,  After Universalism: Re-engineering Access to Justice (Wiley-Blackwell ɳɱɱɴ).
ɵɺ Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- 

und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɷf mwN].
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Entsprechende empirische Erkenntnisse, die überhaupt erst viele neue Lösungsansätze ermöglichten*50, 
verdeutlichten, dass es neben der Kostendimension oftmals an dem Wissen der rechtssuchenden Bevöl-
kerung fehlt, an wen sie sich wenden sollen und wie ein Problemlösungsprozess initiiert werden kann. 
Besonders häufi g verfi elen dabei Personen mit niedrigem Einkommen und Bildungsmilieu und damit 
aufgrund dieser besonderen Verletzlichkeit benachteiligte Bevölkerungsgruppen in eine Lethargie, ihre 
Rechtsprobleme dem Zugang zum Recht zuzuführen.*51 Zudem kristallisierte sich in der internationalen 
Access to Justice-Debatte immer mehr heraus, dass sich rechtssuchende Bürger oftmals einem Lebens-
problem ausgesetzt sehen, das nur bedingt einen juristischen Kern hat. Eine frühzeitige Eliminierung die-
ser sog.  trigger problems kann dazu führen, dass sich die rechtlichen Bedürfnisse der Bevölkerung redu-
zieren, da es nicht zu weitreichenden, auch die Kostenhilfe beanspruchenden Folgeproblemen kommen 
kann. Damit verringern sich nicht nur die Kosten für die Volkswirtschaft und den Sozialstaat, sondern es 
verbessert sich auch die Lebensqualität der Bürger.*52 Dass insbesondere sog. additive Eff ekte eines nicht 
gelösten Rechtsproblems erhebliche mittelbare wie unmittelbare negative volkswirtschaftliche und damit 
ökonomische Nebeneff ekte hervorrufen können, wurde im Zuge von breit angelegten Bevölkerungsumfra-
gen ebenfalls erforscht und empirisch belegt. So gaben viele Befragte an, dass sie aufgrund eines Rechts-
problems Schwierigkeiten hatten, ihr Leben normal zu führen, was in Problemen bei der Erwerbstätigkeit 
sowie beim  Einkommen resultierte.*53 

2.2.2. Erforschung der rechtlichen Bedürfnisse der Bevölkerung in Deutschland 

Fraglich ist, ob eine ähnlich intensive Bedürfnisidentifi zierung auch in Deutschland vor oder nach der 
Änderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts stattgefunden hat bzw. stattfi ndet. Auch auf 
dem Weg zu einer kostengünstigeren Verbesserung beim deutschen Zugang zum Recht wäre eine – über die 
Kostendimension hinausgehende – empirische Ermittlung der Bedürfnisse der Bevölkerung unerlässlich. 
Anders als im internationalen, insbesondere im angelsächsischen Bereich lässt sich jedoch in Deutsch-
land – soweit ersichtlich – nur vereinzelt systematische empirische Forschung, die sich mit den unmet 
legal needs*54 der Bürger befasst, erkennen.*55 So ergab z.B. eine umfassende Bevölkerungsumfrage, „Man-
danten und ihre Anwälte“, des Soldan Instituts im Zeitraum von 2006 bis 2007*56, dass insbesondere die 
Möglichkeit zu einem sofortigen Gespräch mit einem Rechtsanwalt wie auch die Möglichkeit, in nächster 
Zeit einen Termin zu erhalten, für über 83 % der Befragten wichtig bis sehr wichtig ist.*57 Auch wenn es sich 
hierbei nur um vereinzelte und keine unabhängigen, fl ächendeckenden sowie vom Staat initiierten empi-

ɶɱ So wurde z.B. eine Art Empfehlungsnetzwerk, als „fi rst point of call“, in der Form von staatlichen Beratungseinrichtungen, 
im Zuge der „Re-Enginiering“-Entwicklung, durch den Community Legal Service eingerichtet, die die bestehenden Angebote 
besser miteinander vernetzt und dadurch zugänglich macht. Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten 
von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɹf mwN].

ɶɲ Ibid ɳɴɸff ; Matthias Kilian, ‘Gedanken zur Kostenrechtsmodernisierung II: Prozesskosten und Beratungshilfe – Den Zugang 
zum Recht sichern: Tatsachen, Anforderungen, Probleme und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] AnwBl ɵɷ [ɵɹ].

ɶɳ Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- und 
Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɹ]; Matthias Kilian, ‘Gedanken zur Kostenrechtsmodernisierung II: Prozesskosten und 
Beratungshilfe – Den Zugang zum Recht sichern: Tatsachen, Anforderungen, Probleme und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] AnwBl 
ɵɷ [ɵɹf].

ɶɴ Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- und 
Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɹ mwN]; Matthias Kilian, ‘Gedanken zur Kostenrechtsmodernisierung II: Prozess-
kosten und Beratungshilfe – Den Zugang zum Recht sichern: Tatsachen, Anforderungen, Probleme und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] 
AnwBl ɵɷ [ɵɺ mwN].

ɶɵ Zum Begriff  Mauro Cappelletti, ‘Access to Justice: Comparative General Report’ (ɲɺɸɶ) ɵɱ RabelsZ ɷɷɺ [ɷɸɹ].
ɶɶ Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- 

und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɸ].
ɶɷ Vgl. Christoph Hommerich, Matthias Kilian, Mandanten und ihre Anwälte: Ergebnisse einer Bevölkerungsumfrage zur 

Inanspruchnahme und Bewertung von Rechtsdienstleistungen, (DeutscherAnwaltVerlag ɳɱɱɸ); Christoph Hommerich, 
Matthias Kilian, ‘Warum Bürger keinen Anwalt beauftragen – Wie Rechtsprobleme ohne Anwalt gelöst werden’ [ɳɱɱɸ] 
AnwBl ɸɹɴ. 

ɶɸ Vgl. Christoph Hommerich, Matthias Kilian,‘Die Auswahl von Experten durch Laien – Worauf Bürger achten, wenn sie einen 
Rechtsanwalt suchen’ [ɳɱɱɸ] AnwBl ɹɶɹ; Matthias Kilian, ‘Gedanken zur Kostenrechtsmodernisierung II: Prozesskosten und 
Beratungshilfe – Den Zugang zum Recht sichern: Tatsachen, Anforderungen, Probleme und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] AnwBl 
ɵɷ [ɶɱ]; Christoph Hommerich, Matthias Kilian, ‘Warum Bürger keinen Anwalt beauftragen – Wie Rechtsprobleme ohne 
Anwalt gelöst werden’ [ɳɱɱɸ] AnwBl ɸɹɴ [ɸɹɵ].
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rischen Forschungen handelt, zeichnet sich die Tendenz ab, dass es durch den Verrechtlichungs prozess 
der letzten Jahrzehnte*58 für die rechtssuchende Bevölkerung – insbesondere für Angehörige niedriger 
Bildungsmilieus*59 – ein Bedürfnis von überragender Wichtigkeit darstellt, beim Auftreten eines Rechts-
problems schnell und unkompliziert Zugang zu einem fachkundigen Dritten zu erhalten. Dabei ist es für 
den Rechts suchenden oftmals von größerer Wichtigkeit, schnell eine Auskunft zu erhalten, als etwa die 
Fachkompetenz oder die örtliche Nähe des Ratgebers.*60 

Auch im Hinblick auf die Kostendimension lassen sich nur vereinzelt – überwiegend für die Versiche-
rungsbranche – erhobene empirische Studien anführen.*61 Der ROLAND Rechtsreport von 2020 ermit-
telte die öff entliche Meinung zum deutschen Rechtssystem und anderen ausgewählten rechtspolitischen 
Schwerpunktthemen für die ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG. Durchgeführt wurde die stati-
stische Erhebung vom Institut für Demoskopie Allensbach (IfD), das für 2020 1.228 Personen befragte.*62 
Es zeigte sich, dass Bürger im Durchschnitt erst bei einem Streitwert von 1.840 Euro gerichtlichen Rechts-
schutz suchen.*63 Daneben gaben etwa 25% der Befragten an, in den vergangenen fünf Jahren zwar einen 
Bedarf nach rechtlichem Beistand gehabt, diesen jedoch bewusst nicht ergriff en zu haben.*64 Laut einer 
repräsentativen forsa-Studie aus dem Jahr 2013, die im Auftrag des Gesamtverbandes der Deutschen 
Versicherungswirtschaft (GDV) durchgeführt wurde, scheuten 71% der Befragten vor der Beauftragung 
eines Rechtsanwalts aufgrund der Kosten zurück.*65 Neben dem verfassungsrechtlich abgesicherten oben 
genannten Prinzip, dass der Zugang zum Recht nicht aufgrund wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit ver-
sperrt sein darf*66, ergibt sich dabei aus dem Justizgewährungsanspruch, der aus dem Rechtsstaatsprinzip 
Art. 20 III des Grundgesetz folgt, dass das Kostenrisiko nicht zu dem mit dem Verfahren angestrebten 
wirtschaftlichen Erfolg außer Verhältnis stehen darf, sodass die Anrufung der Gerichte nichtmehr sinnvoll 
erscheint.*67 Ebenso ist dieses Prinzip in Art. 6 EMRK und Protokoll Nr. 1 Art. 1 der EMRK verbürgt.*68 
Unter Berücksichtigung dieser Bedürfnisse der rechtssuchenden Bevölkerung lassen sich Beobachtungen 
der neusten Entwicklungen auf dem Rechtsdienstleistungsmarkt leichter darstellen.

ɶɹ Peter Derleder, ‘Gleicher Zugang zum Recht für alle’ [ɳɱɱɺ] VuR ɲɷɴ [ɲɷɴ mwN].
ɶɺ Christoph Hommerich, Matthias Kilian, ‘Warum Bürger keinen Anwalt beauftragen – Wie Rechtsprobleme ohne Anwalt 

gelöst werden’ [ɳɱɱɸ] AnwBl ɸɹɴ [ɸɹɵ].
ɷɱ Christoph Hommerich, Matthias Kilian, Mandanten und ihre Anwälte: Ergebnisse einer Bevölkerungsumfrage zur Inan-

spruchnahme und Bewertung von Rechtsdienstleistungen, (DeutscherAnwaltVerlag ɳɱɱɸ) ɲɲɱ; Matthias Kilian, ‘Gedan-
ken zur Kostenrechtsmodernisierung II: Prozesskosten und Beratungshilfe – Den Zugang zum Recht sichern: Tatsachen, 
Anforderungen, Probleme und Lösungsideen’ [ɳɱɲɵ] AnwBl ɵɷ [ɶɱ].

ɷɲ So insb. die seit ɲɱ Jahren jährlich von dem Institut für Demoskopie Allensbach für die ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-
AG durchgeführten Rechtsreporte. Rechtsreport von ɳɱɳɱ – https://www.ifd-allensbach.de/fi leadmin/IfD/sonstige_pdfs/
ROLAND_Rechtsreport_ɳɱɳɱ.pdf; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.

ɷɳ Dass sich Gesetzesentwurfsbegründungen trotz dieser marginalen Anzahl an Befragten, diesen Umfragen zur Darstellung 
bedienen, könnte als Indiz dafür gewertet werden, dass es an umfassenderem statistischen Datenmaterial fehlt, vgl. Entwurf 
eines Gesetzes zur Förderung verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleistungsmarkt vom ɲɳ.ɲɲ.ɳɱɳɱ – https://www.
bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_Rechtsdienstleister.pdf?__blob=publicationFile&v=ɲ, 
S. ɲɱ; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ. 

ɷɴ Vgl. ROLAND Rechtsreport ɳɱɳɱ – Einstellung der Bevölkerung zum deutschen Justizsystem und zur außergerichtlichen 
Konfl iktlösung, S. ɳɵ, Schaubild ɲɶ; – https://www.ifd-allensbach.de/fi leadmin/IfD/sonstige_pdfs/ROLAND_Rechtsre-
port_ɳɱɳɱ.pdf; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.

ɷɵ Vgl. ROLAND Rechtsreport ɳɱɳɱ – Einstellung der Bevölkerung zum deutschen Justizsystem und zur außergerichtlichen 
Konfl iktlösung, S. ɳɴ, Schaubild ɲɵ; – https://www.ifd-allensbach.de/fi leadmin/IfD/sonstige_pdfs/ROLAND_Rechts-
report_ɳɱɳɱ.pdf; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ; Eine aus dem Jahr ɳɱɲɱ durchgeführte Consumer Empowerment 
Survey kam für europäische Verbraucher dabei zu ähnlichen Ergebnissen auf europäischer Ebene. So würde jeder zweite 
Verbraucher, bei einem Streitwert bis zu ɶɱɱ Euro keine gerichtliche Klage erheben, wo hingegeben ɳɱ% davon ausgingen, 
dass ein Anlass zur Beschwerde bezüglich einer Verbraucherkauftransaktion bestand, vgl. Consumer Empowerment Survey, 
Eurobarometer Nr. ɴɵɳ, ɳɱɲɱ, S. ɳɲɸ und S. ɲɷɺ – https://ec.europa.eu/commfrontoffi  ce/publicopinion/archives/ebs/
ebs_ɴɵɳ_en.pdf; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ. 

ɷɶ Vgl. Ängste und Erwartungen von Verbrauchern bei rechtlichen Auseinandersetzungen, S. ɲɱ – https://www.gdv.de/
resource/blob/ɴɱɺɺɱ/ɺɲɷcecɱɱɵɷɸɺɳɱdɵɲɳɲfɴfɳɴɵeɲɱɺbaɶ/studie-forsa-studie-kosten-eines-rechtsstreits-data.pdf; zuletzt 
abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.

ɷɷ Vgl. oben Fn ɳɴ.
ɷɸ BVerfGE ɹɶ, ɴɴɸ; NJW ɲɺɺɳ, ɴɵɵ.
ɷɹ BVerfGE ɲɱɸ, ɴɺɶ [ɵɱɷf], NJW ɳɱɱɴ, ɲɲɱɳ; Max Vollkommer in Richard Zöller (Hrsg.), ZPO (ɴɴ. Aufl age Otto Schmidt) 

Einleitung Rn. ɵɹ mwN.
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3. Beobachtungen der neusten Entwicklungen 
am deutschen Rechtsdienstleistungsmarkt

Wie bereits angesprochen kam schon 2013 eine forsa-Studie im Auftrag des GDV zu dem Schluss, dass 
nach wie vor ca. 70% der Bevölkerung durch die Kosten, die eine anwaltliche Rechtsauskunft und -beratung 
verursacht, davon abgeschreckt werden, sich rechtlichen Rat einzuholen.*69 Dieser Befund sowie die ande-
ren oben genannten empirischen Erforschungen suggerieren, dass ein Bedürfnis nach schneller, eff ektiver 
und kostengünstiger Rechtsdienstleistung im Sinne der Rechtsauskunft und -beratung bei der Bevölkerung 
und insbesondere bei Verbrauchern besteht, der Anwalt aber nicht die präferierte Anlaufstelle darstellt.*70 
Die Befriedigung des Bedürfnisses nach Rechtsdienstleistungen im Sinne einer Rechtsauskunft und -bera-
tung, ob eventuelle Ansprüche dem Grunde nach tatsächlich bestehen, generiert sodann bei der Bejahung 
dieser Frage folgelogisch ein neues Bedürfnis, nämlich das nach schneller, eff ektiver und kostengünstiger 
Rechtsdurchsetzung. Denn oftmals hindert ein rationales Desinteresse die eigenverantwortliche und indi-
viduelle Rechtsdurchsetzung der Ansprüche, da aus der Sicht des Anspruchsberechtigten und potenziellen 
Klägers die Kosten der Rechtsverfolgung und das oftmals anschließende Risiko des Prozessverlusts die 
Wahrscheinlichkeit der erfolgreichen Rechtsdurchsetzung sowie des Prozessgewinns überwiegen, und es 
wird sowohl von der Rechtsverfolgung als auch von einer Klageerhebung Abstand genommen.*71 Dieses 
rationale Desinteresse wirkt sich dahingehend negativ aus, dass das Schadensrecht seine verhaltenssteu-
ernde Funktion für die Zukunft verliert.*72 Dem ökonomischen Geist entsprechend wird zudem am Markt 
immer dort, wo Bedürfnisse bestehen und somit ein Mangel vorliegt, zur Befriedigung dieser Bedürfnisse 
gewirtschaftet und es werden auf ökonomische Weise Güter und Dienstleistungen bereitgestellt.*73 

So ist es dann auch wenig verwunderlich, dass sich in den letzten vier bis fünf Jahren auf dem deut-
schen Rechtsdienstleistungsmarkt verstärkt Geschäftsmodelle etabliert haben, die Dienstleistungen zur 
Befriedigung nicht nur eines der zuvor genannten Bedürfnisse, sondern zur Befriedigung beider Bedürf-
nisse anbieten.*74 Im Grunde handelt es sich bei den verschiedensten am Markt auftretenden Anbietern, 
z.B. „fl ightright“*75 und „wenigermiete.de“*76, um im Kern ähnliche Geschäftsmodelle. Überwiegend wer-
den dabei unter Zuhilfenahme softwarebasierter Möglichkeiten und damit weitestgehend automatisierter 

ɷɺ Vgl. Ängste und Erwartungen von Verbrauchern bei rechtlichen Auseinandersetzungen, S. ɲɱ – https://www.gdv.de/
resource/blob/ɴɱɺɺɱ/ɺɲɷcecɱɱɵɷɸɺɳɱdɵɲɳɲfɴfɳɴɵeɲɱɺbaɶ/studie-forsa-studie-kosten-eines-rechtsstreits-data.pdf; zuletzt 
abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.

ɸɱ So auch, Markus, Hartung, ‘Inkasso, Prozessfi nanzierung und das RDG – Was darf ein Legal-Tech-Unternehmen als Inkas-
sodienstleister?’’ [ɳɱɲɺ] AnwBl ɴɶɴ [ɴɶɵ]; vgl. ferner Volker Römermann, ‘Tore auf für Legal Tech’ (LTO, ɲɳ.ɲɳ.ɳɱɲɺ) – 
https://www.lto.de/recht/juristen/b/legal-tech-bgh-lexfox-wenigermiete-berufsrecht-rdg-anwaelte-erfolgshonorar/; zuletzt 
abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.

ɸɲ Zum rationalen Desinteresse in Bezug auf den kollektiven Rechtsschutz vgl. Hans-Bernd Schäfer, ‘Anreizwirkungen bei der 
Class Action und der Verbandsklage’ in Jürgen Basedow, Klaus J Hopt, Hein Kötz und Dietmar Baetge (Hrsg.), Bündelung 
gleichgerichteter Interessen im Prozess (Mohr Siebeck ɲɺɺɺ) ɷɸff ; Markus Hartung, ‘Legal Tech und das RDG – Raus aus 
der Beziehungskrise! – Warum es bei der Legal Tech-Diskussion nicht um Tech, sondern um den Zugang zum Recht geht’ 
[ɳɱɳɱ] AnwBl ɹ.

ɸɳ Darauf kann an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden vgl. aber eingehend dazu, Hans-Bernd Schäfer, ‘Anreizwirkun-
gen bei der Class Action und der Verbandsklage’ in Jürgen Basedow, Klaus J Hopt, Hein Kötz und Dietmar Baetge (Hrsg.), 
Bündelung gleichgerichteter Interessen im Prozess (Mohr Siebeck ɲɺɺɺ) ɷɸ [ɷɹf].

ɸɴ Vgl. Hans-Bernd Schäfer, Claus Ott, Lehrbuch der ökonomischen Analyse des Zivilrechts (ɶ. Aufl age, Springer ɳɱɲɳ) 
XXXIII. – DOI: https://doi.org/ɲɱ.ɲɱɱɸ/ɺɸɹ-ɴ-ɷɵɳ-ɳɺɲɳɳ-ɸ.

ɸɵ Vorreiter war hier Flightright – https://www.fl ightright.de/, die die pauschalisierten Schadensersatzansprüche die den Flug-
gästen gem. FluggastrechteVO (EG) Nr. ɳɷɲ/ɳɱɱɵ des europäischen Parlaments und des Rates vom ɲɲ.ɱɳ.ɳɱɱɵ zustehen, 
schnell und kostengünstig realisieren; vgl. Markus Hartung, ‘Legal Tech und das RDG – Raus aus der Beziehungskrise! – 
Warum es bei der Legal Tech-Diskussion nicht um Tech, sondern um den Zugang zum Recht geht’ [ɳɱɳɱ] AnwBl ɹ [ɹf]; vgl. 
zu dem Geschäftsmodell von myRight, Alexander Morell, ‘Keine Kooperation ohne Konfl ikt’ [ɳɱɲɺ] JZ ɹɱɺ. – DOI: https://
doi.org/ɲɱ.ɲɷɳɹ/jz-ɳɱɲɺ-ɱɳɺɺ.

ɸɶ https://www.fl ightright.de/.
ɸɷ https://www.wenigermiete.de/, bietet auf ihrer Plattform z.B. eine Funktion an, mittels derer sich nach Eingabe gewisser 

Rahmendaten bezüglich des Mietobjekts, eine erste Einschätzung zum Sparpotenzial bezüglich des Mietzinses darstellen 
lassen soll. Grundsätzlich erwartet den Rechtssuchenden jedoch zunächst lediglich die Auskunft, dass sich der Fall zur 
Rechtsdurchsetzung anbietet oder nicht anbietet sowie im ersten Fall, die damit verbundene Möglichkeit einen Auftrag zu 
erteilen, dass der Einzelfall durch einen Experten geprüft werden soll, vgl. Schriftliche Stellungnahme von Prof. Dr. Christian 
Wolf zu dem Gesetzentwurf – https://brak.de/w/fi les/ɱɵ_fuer_journalisten/presseerklaerungen/ɳɱɳɱ_ɱɴ_ɲɱ_ipa-stn.-
zu-gesetz-ee_rdg-modernsg_bt-drs.ɲɺ_ɺɶɳɸu.ɲɺ_ɲɷɹɹɵ.pdf S. ɸf; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ. 
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Vorgänge (Legal-Tech-Anwendungen)*77 auf den Plattformen der Anbieter zunächst Tools und Eingabema-
sken*78 zur Einschätzung angeboten, ob ein vermeintlicher Anspruch zur außergerichtlichen oder gericht-
lichen Anspruchsdurchsetzung dem Grunde nach besteht.*79 Ist dies zu bejahen, obliegt es dem Gläubi-
ger dieser Ansprüche, den Dienstleister mit der Anspruchsdurchsetzung zu beauftragen.*80 Dies geschieht 
überwiegend, indem die Ansprüche an den Dienstleister zur treuhänderischen Einziehung abgetreten 
werden (sog. Inkassozession).*81 Sodann erfolgt eine zunächst außergerichtliche und im Falle der Erfolg-
losigkeit der außergerichtlichen Bemühungen eine gerichtliche Anspruchsdurchsetzung für den Kunden. 
Das Besondere an derartigen Geschäftsmodellen und der Grund, weswegen sich die Rechtssuchenden zur 
Bedürfnisbefriedigung im großen Stil dieser Unternehmen bedienen*82, ist, dass sie zusätzlich zur schnel-
len und unkomplizierten (Erst-)Einschätzung das rationale Desinteresse an einer Anspruchsdurchsetzung 
dahingehend fast vollständig eliminieren, dass diese Unternehmen neben der völligen Konfl iktdelegation 
– der Kunde wird durch die Abtretung seiner Ansprüche komplett aus der Eigenverantwortung entlassen*83 
– auch die Kosten von der außergerichtlichen bis hin zur gerichtlichen Geltendmachung bei erfolgloser 
Rechtsdurchsetzung übernehmen.*84 Man kann diesen Geschäftsmodellen, die diese Unternehmen anbie-
ten, im Einzelnen kritisch gegenüberstehen.*85 Zugutezuhalten ist ihnen jedoch, dass diese Dienstleistung 
eine große Anreizwirkung auf die traditionell apathischen und eigenverantwortungsscheuenden Rechtssu-
chenden auch oberhalb der Berechtigung zur staatlichen Kostenhilfe ausübt. Dieser Anreiz wird auch nicht 
dahingehend geschmälert, dass als einziger (off ensichtlicher)*86 Haken an der Sache, der Unternehmer im 
Fall der erfolgreichen Geltendmachung der Ansprüche einen Teil der ausgekehrten Schadens- bzw. Erlös-
summe einbehält.*87 Das „Rundumsorglospaket“*88 hat einen stattlichen Preis, den der Adressatenkreis zur 
Bedürfnisbefriedigung jedoch zu zahlen bereit ist. 

Im Allgemeinen kann festgehalten werden, dass jedes zusätzliche Hilfsangebot respektive (Geschäfts-)
Modell, sei es nun staatlicher oder marktbasierter Natur, das den Zugang zum Recht verbessert, einen 
Gewinn für den Rechtssuchenden und damit für den Rechtsstaat darstellt. Denn wenn eine der Barrieren, 

ɸɸ Vgl. zur Begriff sdefi nition, Christina-Maria Leeb, Digitalisierung, Legal Technology und Innovation (Duncker&Humblot 
ɳɱɲɺ) ɵɺff . – DOI: https://doi.org/ɲɱ.ɴɸɺɱ/ɺɸɹ-ɴ-ɵɳɹ-ɶɶɸɹɵ-ɵ; Michael Grupp, ‘Legal Tech – Impulse für Streitbeilegung 
und Rechtsdienstleistung – Informationstechnologische Entwicklung an der Schnittstelle von Recht und IT’ [ɳɱɲɵ] AnwBl 
ɷɷɱ; Martin Fries, ‘Staatsexamen für Roboteranwälte? – Optionen für die Regulierung von Legal-Tech-Dienstleister’ [ɳɱɲɹ] 
ZRP ɲɷɲ. 

ɸɹ Fabian Widder, ‘Verbraucherschutz und RDG – wo bleibt die Anwaltschaft? – Legal Tech – Notwendigkeit einer gesetzlichen 
Regelung nach dem BGH-Urteil Lexfox’ [ɳɱɳɱ] AnwBl ɳɷɺ. 

ɸɺ Markus Hartung, ‘Legal Tech und das RDG – Raus aus der Beziehungskrise! – Warum es bei der Legal Tech-Diskussion 
nicht um Tech, sondern um den Zugang zum Recht geht’ [ɳɱɳɱ] AnwBl ɹ, ein Befürworter dieser Geschäftsmodelle, kommt 
dennoch zu der Ansicht, dass es sich bei dieser Art der Rechtsdienstleistung in der Form der Rechtsberatung, um „Konfek-
tionsaware von der Stange“ und „kein maßgeschneidertes Produkt“ handelt.

ɹɱ Vgl. https://myfl yright.com/de/agb/.
ɹɲ Vgl. Fabian Widder, ‘Verbraucherschutz und RDG – wo bleibt die Anwaltschaft? – Legal Tech – Notwendigkeit einer gesetz-

lichen Regelung nach dem BGH-Urteil Lexfox’ [ɳɱɳɱ] AnwBl ɳɷɺ.
ɹɳ So berichtet Flightright davon schon ɴɱɱ.ɱɱɱ.ɱɱɱ Euro durchgesetzt zu haben, vgl. Homepage – https://www.fl ightright.

de/.
ɹɴ Vgl. Reinhard Greger, ‘Streiten – oder streiten lassen? Erfolg des „Rundum-sorglos-Modells – Innovative Formen und 

rechtliche Grenzen der Konfl iktdelegation’ [ɳɱɲɸ] MDR ɺɴɳ; Markus Hartung, ‘Legal Tech und das RDG – Raus aus der 
Beziehungskrise! – Warum es bei der Legal Tech-Diskussion nicht um Tech, sondern um den Zugang zum Recht geht’ [ɳɱɳɱ] 
AnwBl ɹ [ɺ].

ɹɵ Martin Henssler, ‘Prozessfi nanzierende Inkassodienstleister – Befreit von den Schranken des anwaltlichen Berufsrechts?’ 
[ɳɱɲɺ] NJW ɶɵɶ. Es wird primär eine Prozessfi nanzierung gegen Erfolgsbeteiligung angeboten.

ɹɶ Gegen dieses Geschäftsmodell statt vieler, vgl. Martin Henssler, ‘Prozessfi nanzierende Inkassodienstleister – Befreit von 
den Schranken des anwaltlichen Berufsrechts?’ [ɳɱɲɺ] NJW ɶɵɶff .

ɹɷ Siehe dazu, dass lediglich Konfektionsware angeboten werden kann, Markus Hartung, ‘Legal Tech und das RDG – Raus 
aus der Beziehungskrise! – Warum es bei der Legal Tech-Diskussion nicht um Tech, sondern um den Zugang zum Recht 
geht’ [ɳɱɳɱ] AnwBl ɹ [ɹ]; Wozu algorithmisierte Rechtsfi ndung bereits im Stande ist vgl., Martin Engel, ‘Algorithmisierte 
Rechtsfi ndung als juristische Arbeitshilfe’[ɳɱɲɵ] JZ ɲɱɺɷ. – DOI: https://doi.org/ɲɱ.ɲɷɳɹ/ɱɱɳɳɷɹɹɲɵxɲɵɲɳɹɴɺɺɺɷɶɹɺɶ; 
Markus Hartung, Micha-Manuel Bues, Gernot Halbleib, Legal Tech – Die Digitalisierung des Rechtsmarkts (C.H. Beck 
ɳɱɲɸ) ɳɶɺff .

ɹɸ In der Regel ɴɱ-ɴɶ%; Reinhard Greger, ‘Streiten – oder streiten lassen? Erfolg des „Rundum-sorglos-Modells – Innovative 
Formen und rechtliche Grenzen der Konfl iktdelegation’ [ɳɱɲɸ] MDR ɺɴɳ; Martin Henssler, ‘Prozessfi nanzierende Inkasso-
dienstleister – Befreit von den Schranken des anwaltlichen Berufsrechts?’ [ɳɱɲɺ] NJW ɶɵɶ.

ɹɹ Vgl. Begriff sbestimmung Reinhard Greger, ‘Streiten – oder streiten lassen? Erfolg des „Rundum-sorglos-Modells – Innovative 
Formen und rechtliche Grenzen der Konfl iktdelegation’ [ɳɱɲɸ] MDR ɺɴɳ [ɺɴɴ]; ders., ‘Rundum-sorglos-Modell“: Innovative 
Rechtsdienstleistung oder Ausverkauf des Rechts?’ [ɳɱɲɹ] MDR ɹɺɸ.
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die verhindern, dass der Einzelne Zugang zu seinen Rechten erhält, die Kostendimension ist, kann es vom 
Ergebnis herkommend keinen Unterschied machen, wenn marktbasierte oder staatliche Finanzierungs-
mechanismen diesen Zugang zum Recht gewährleisten. Begünstigt wird dieser Wandlungsprozess hin zu 
stärker marktbasierten Finanzierungsmechanismen auch dadurch, dass das System der Finanzierung der 
Kosten einer Rechtsverfolgung in sich fl exibel ist.*89 Exemplarisch sei hier der schwedische Ansatz genannt, 
der die Verantwortung für die Finanzierung des Zugangs zum Recht der Versicherungswirtschaft überant-
wortet hat. Die staatliche Kostenhilfe konnte drastisch reduziert werden, indem die Bevölkerung auf die 
Möglichkeit zur Inanspruchnahme ihrer Rechtsschutzversicherung verwiesen wird. Eine solche ist in die 
Hausratsversicherung, über die so gut wie alle Schweden verfügen, integriert.*90 Wie bereits angesprochen, 
muss die Reduzierung staatlich organisierter Finanzierungsmodelle nicht als politisch motivierte Zurück-
setzung der Bedeutung der Gewährleistung des Zugangs zum Recht verstanden werden. An die Stelle des 
Staates tritt vielmehr als Finanzierer der Rechtsverfolgung die freie Marktwirtschaft und es fi ndet sozusa-
gen die Privatisierung einer Aufgabe statt, die traditionell als staatlich verstanden wird.*91 Problematisch ist 
eine solche Aufgabenüberantwortung dann, wenn dadurch verfassungsrechtlich verbürgte Gemeinschafts-
güter gefährdet werden, die dem Schutz eines modernen Sozial- und Rechtsstaates unterstehen.*92 

4. Nationale und internationale marktimmanente 
Barrieren, die der Hinwendung zu marktbasierten 

Finanzierungsmechanismen entgegenstehen 
Der Rechtsdienstleistungsmarkt in Estland ist vollends dereguliert. Bis auf die Prozessvertretung vor dem 
Obersten Gerichtshof sowie bei der Übernahme eines Mandats, die mit staatlichen Mitteln fi nanziert wer-
den, stehen estnische Rechtsanwälte im freien Wettbewerb mit nichtanwaltlichen Rechtsdienstleistern. *93 
Demgegenüber ist der deutsche Rechtsdienstleistungsmarkt seit dem 13. Dezember 1935*94 durch das 
damals verkündete Rechtsberatungsmissbrauchsgesetz (RBerMißG) protektioniert.*95 Nachdem das RBer-
MißG unter der Überschrift Rechtsberatungsgesetz (RBerG) in die amtliche Sammlung des Bundesrechts 
inhaltlich weitgehend*96 unverändert aufgenommen wurde*97, fi nden sich heute Befugnisse für die Teil-
nahme am deutschen Rechtsdienstleistungsmarkt im nach der Reform des RBerG am 01. Juli 2008*98 
in Kraft getretenen Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG). Nach wie vor steht somit eine unter dem RBerG 
genannte Rechtsbesorgung, heute Rechtsdienstleistung, unter einem präventiven Verbot mit Erlaubnis-
vorbehalt, dass § 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 und 2 RDG statuiert; nur derjenige, der über eine Erlaub-
nis verfügt oder von der Erlaubnispfl icht frei ist, darf damit Tätigkeiten im Sinne von außergerichtlichen 
(Rechts-) Dienstleistungen erbringen und am Rechtsdienstleistungsmarkt anbieten.*99 Auch wenn dies 

ɹɺ Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- 
und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɺ].

ɺɱ Ibid ɳɴɺf.
ɺɲ Ähnlich, jedoch in Bezug auf ein anwaltliches Erfolgshonorar, Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten 

von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozesskosten- und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɺ].
ɺɳ Insbesondere wenn der Verbraucherschutz dadurch leidet, vgl. dazu Schriftliche Stellungnahme zum Entwurf eines Geset-

zes zur Förderung verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleistungsmarkt Prof. Dr. Christian Wolf, Ass. Iur. Nadja 
Flegler – https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Stellungnahmen/ɳɱɳɱ/Downloads/ɲɳɳɲɳɱ_Stellung-
nahme_IPA_RefE_Rechtsdienstleistungsmarkt.pdf;jsessionid=ɺɸFDɸBɴɳFEBɶɲɶɶAɱADɳFBɺFɷɴɱɲDɳɹɸ.ɲ_cidɴɳɵ?__
blob=publicationFile&v=ɳ, S. ɲɲf; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.

ɺɴ Vgl. Deutscher Bundestag Drucks. ɲɷ/ɴɷɶɶ, S. ɴɱ – http://dipɳɲ.bundestag.de/dipɳɲ/btd/ɲɷ/ɱɴɷ/ɲɷɱɴɷɶɶ.pdf; zuletzt 
abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.

ɺɵ RGBl. I S. ɲɵɸɹ –  https://upload.wikimedia.org/wikipedia/commons/ɲ/ɲɹ/Deutsches_Reichsgesetzblatt_ɴɶTɲ_ɲɵɱ_ɲɵɸɹ.
jpg; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.

ɺɶ Zuvor, unterlag die gewerbsmäßige Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten den Bestimmungen der GewO, vgl. Günter 
Rennen, Gabriele Caliebe in dies. (Hrsg.), Rechtsberatungsgesetz (C.H. Beck ɲɺɹɷ) Art. ɲ § ɲ Rn. ɲ.

ɺɷ Eine Änderung vor der Namensänderung erfuhr, das ursprüngliche Rechtsberatungsmissbrauchsgesetz v. ɲɴ.ɲɳ.ɲɺɴɶ (RGBl. 
I S. ɲɵɸɹ) durch das Außenwirtschaftsgesetz v. ɳɹ.ɱɵ.ɲɺɷɲ (BGBl. I S. ɵɹɲ (ɵɺɴ)).

ɺɸ BGBl. III ɴɱɴ-ɲɳ.
ɺɹ Vgl. Art. ɳɱ Gesetz zur Neuregelung des Rechtsberatungsrechts v. ɲɳ.ɲɳ.ɳɱɱɸ BGBl. I S. ɳɹɷɱ.
ɺɺ Vgl. Frank Remmertz in Michael Krenzler (Hrsg.), Rechtsdienstleistungsgesetz (ɳ. Aufl age, Nomos ɳɱɲɸ) § ɲ Rn. ɷ.
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immer wieder behauptet wird*100, stellt dieser rechtserhebliche Eingriff  in die durch Art. 12 Abs. 1 des 
Grundgesetz geschützte Ebene der objektiven Berufswahlfreiheit*101 oder zumindest der Berufsausübungs-
freiheit*102 keine Ausnahme im europäischen Vergleich, dar.*103 Außer in Estland und Schweden*104 fi nden 
sich in jedem anderen Mitgliedstaat der EU mal mehr*105, mal weniger vergleichbare Ausformungen eines 
Rechtsdienstleistungsmonopols.*106 In diesem Kontext ist auch die Entwicklung in Frankreich hervorzuhe-
ben, wo durch Art. 54 neue Fassung Rechtsanwaltsgesetz (RAG) zum 01.01.1992 erstmals ein Rechtsbera-
tungsmonopol eingeführt wurde.*107 Als überragend wichtige Gemeinschaftsgüter, die einen Eingriff  in die 
Berufswahlfreiheit rechtfertigen, sind heute noch*108 die in § 1 Abs. 1 RDG explizit aufgeführten Ziele, die 
Rechtssuchenden, den Rechtsverkehr und damit die Rechtsordnung vor unqualifi zierten Rechtsdienstlei-
stungen zu schützen, anzusehen. Mag das Rechtsdienstleistungsgesetz damit zwar in seiner Funktion und 
Zielsetzung ehrbaren Zwecken dienen, wird seit nunmehr fast vierzig Jahren*109 in der deutschen Literatur 
vehement über dessen Daseinsberechtigung und seine Reichweite gestritten.*110 Seit zwanzig Jahren spielt 
dabei auch die dem RDG immanente Behinderung des Zugangs zum Recht*111 eine immer größer werdende 
Rolle. Denn wenn sich bei der Verbesserung des Zugangs zum Recht vermehrt den marktbasierten Finan-
zierungsmechanismen zugewandt werden soll, stellen derartige Beschränkungen eine zusätzliche Barriere 
auf dem Weg dorthin dar. Auch dieser Aspekt muss bei der Frage berücksichtigt werden, ob das Gesetz 
noch als „erforderlich“ angesehen werden kann, um die verfassungsrechtlich als gemeinwohlrelevant qua-
lifi zierten Ziele des Rechtsdienstleistungsgesetzes in der Form des Schutzes des Rechtssuchenden und der 
ordnungsgemäßen Rechtspfl ege nachhaltig schützen zu können.*112

Da unabhängig davon, ob die Dienstleistungen der oben beschriebenen Geschäftsmodelle unter die 
Legaldefi nition des Rechtsdienstleistungsbegriff s des § 2 Abs. 1 RDG fallen, der bestimmt, dass eine Rechts-
dienstleistung „jede Tätigkeit in konkreten fremden Angelegenheiten ist, sobald sie eine rechtliche Prüfung 
des Einzelfalls erfordert“, unterfallen Inkassodienstleistungen im Sinne des § 2 Abs. 2 RDG, also die Ein-
ziehung fremder oder zum Zweck der Einziehung auf fremde Rechnung abgetretene Forderungen, dem 
präventiven Verbot mit Erlaubnisvorbehalt des § 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 2 RDG.*113 Für diese Art der 
Rechtsdienstleistung ist damit der materielle Anwendungsbereich des RDG eröff net und es ist in einem 
nächsten Schritt zu ermitteln, ob derjenige, der eine derartige außergerichtliche (Rechts-)Dienstleistung 
erbringt und am Rechtsdienstleistungsmarkt anbieten möchte, über eine Erlaubnis verfügt oder von der 
Erlaubnispfl icht frei ist. Gemäß § 3 Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) sind die Anwälte, als berufene 

ɲɱɱ Michael Kleine-Cosack, ‘Vom Rechtsberatungsmonopol zum freien Wettbewerb – Erosion des Rechtsberatungsgesetzes’ 
[ɳɱɱɱ] NJW ɲɶɺɴ [ɲɶɺɵ, ɲɶɺɸ].

ɲɱɲ Ein derartiger Eingriff  kann nur durch die Abwehr nachweisbarer oder höchstwahrscheinlich schwererer Gefahren für ein 
überragend wichtiges Gemeinschaftsgut gerechtfertigt werden, vgl. BVerfGE ɺɸ,ɲɳ; NJW ɲɺɺɹ, ɴɵɹɲ [ɴɵɹɲ].

ɲɱɳ Ein Eingriff  in die Berufsausübungsfreiheit, kann hingegen schon aufgrund eines Interesses des Gemeinwohls gerechtfertigt 
sein.

ɲɱɴ Vgl. Überblick bei Bernhard Dombek, ‘“Rechtsberatungsmonopol” der Anwaltschaft – Berechtigung und Grenzen’ [ɳɱɱɲ] 
BRAK-Mitt. ɺɹ [ɲɱɱ].

ɲɱɵ Deutscher Bundestag Drucks. ɲɷ/ɴɷɶɶ, S. ɳɹ.
ɲɱɶ Vgl. für Österreich, das damit die gleichen Regeln wie Deutschland hat, Bernhard Dombek, ‘“Rechtsberatungsmonopol” der 

Anwaltschaft – Berechtigung und Grenzen’ [ɳɱɱɲ] BRAK-Mitt. ɺɹ [ɲɱɲ].
ɲɱɷ Michael Kleine-Cosack in ders. (Hrsg.), Rechtsdienstleistungsgesetz (C.F. Müller ɳɱɲɵ), Allg. Teil Rn. ɲɺ.
ɲɱɸ Vgl. Bernhard Dombek, ‘“Rechtsberatungsmonopol” der Anwaltschaft – Berechtigung und Grenzen’ [ɳɱɱɲ] BRAK-Mitt. ɺɹ 

[ɲɱɲ].
ɲɱɹ Bis zum Masterpatent-Beschluss des BVerfG NJW ɲɺɺɹ, ɴɵɹɲ (ɴɵɹɴ) war originäres ɴ Ziel des RBerG, der Anwaltschaft ein 

ausreichendes Arbeitsfeld zu sichern als Gegenleistung für Ausbildung und berufsständische Bindungen, vgl. Begründung 
zum Rechtsberatungsgesetz abgedruckt in, Rudolf Altenhoff , Hans Busch, Kurt Kampmann in dies. (Hrsg.), Rechtsbera-
tungsgesetz (Aschendorff , Münster Westfalen ɲɺɸɴ) Anhang B S. ɳɴɹff .

ɲɱɺ Insbesondere nach dem die unter der alten Rechtslage bestehende Möglichkeit, eine unbeschränkte Vollerlaubnis als 
Rechtsbeistand zu beantragen, durch das ɶ. BRAGebÄndG vom ɲɹ.ɱɹ.ɲɺɹɱ aufgehoben wurde – was zu einer Verschärfung 
der Monopolstellung führte – da seitdem nur noch eine Teilerlaubnis in abschließend aufgezählten Rechtsgebieten erteilt 
werden konnte, vgl. Günter Rennen, Gabriele Caliebe in dies. (Hrsg.), Rechtsberatungsgesetz (C.H. Beck ɲɺɹɷ) Art. ɲ § ɲ 
Rn. ɴ.

ɲɲɱ Vgl. statt vieler, Volker Römermann, ‘RDG – zwei Schritte vor, einen zurück’ [ɳɱɱɹ] NJW ɲɳɵɺ; a.A. Kleine-Cosack, ‘Öff nung 
des Rechtsberatungsmarkts – Rechtsdienstleistungsgesetz verabschiedet’ [ɳɱɱɸ] BB ɳɷɴɸ.

ɲɲɲ Martin Henssler, ‘Die Zukunft des Rechtsberatungsgesetzes’ [ɳɱɱɲ] AnwBl. ɶɳɶ [ɶɳɷ].
ɲɲɳ Vgl. hierzu noch zum alten RBerG Michael Kleine-Cosack, ‘Vom Rechtsberatungsmonopol zum freien Wettbewerb – Erosion 

des Rechtsberatungsgesetzes’ [ɳɱɱɱ] NJW ɲɶɺɴ [ɲɶɺɷ]. 
ɲɲɴ BVerfG NJW ɳɱɳɱ, ɳɱɹ [ɳɲɴ] Rn. ɵɱff . 
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Berater und Vertreter in allen Rechtsangelegenheiten, folgelogisch von der Erlaubnis- d.h. Registrierungs-
pfl icht des RDG befreit.*114 Für nicht-anwaltliche Anbieter von Inkassodienstleistungen besteht daneben 
im Rahmen des RDG die Möglichkeit, eine Erlaubnis, in der Form der Registrierung bei der zuständigen 
Behörde gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 RDG, als Inkassodienstleister zu erhalten.*115 Hierfür müssen neben ande-
ren Voraussetzungen, die unter anderem die Verordnung zum Rechtsdienstleistungsgesetz (RDV) statuiert, 
insbesondere ein Sachkundenachweis gem. § 12 RDG in Verbindung mit § 4 RDV erbracht werden*116 sowie 
die Eintragung in das Rechtsdienstleistungsregister gemäß § 16 RDG erfolgen. 

Da die Geschäftsmodelle unstreitig auch eine Inkassodienstleistung erbringen, der sonstige Dienstleis-
tungsumfang der Unternehmen sich jedoch vom klassischen Inkassobild – massenhafte Geltendmachung 
von grundsätzlich unstreitigen Forderungen durch Unternehmen gegen säumige Verbraucher*117 – deutlich 
unterscheidet, wurde und wird in der Folge verstärkter Verbreitung derartiger Unternehmen in der deut-
schen Literatur und Rechtsprechung*118 heftig über deren Zulässigkeit diskutiert.*119 Neben anderen*120 ins-
besondere unter dem Gesichtspunkt, ob das gesamte Geschäftsmodell der Unternehmen in diesem Umfang 
von der grundsätzlich erteilten Erlaubnis gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 RDG (noch) umfasst sein kann.*121 Ange-
heizt wurde diese Debatte vor allem durch die, nach herrschender Literaturansicht*122, allein den Inkasso-
dienstleitern zustehende Möglichkeit, eine erfolgsabhängige Vergütung für die Rechtssuchenden anbieten 
zu können.*123 Gemäß § 49 b Abs. II S. 1 BRAO in Verbindung mit § 4 a RVG ist dies den Rechtsanwälten 
grundsätzlich verwehrt.*124

Auf die Einzelheiten dieser umfassenden Debatte kann im Rahmen dieses Beitrages nicht näher ein-
gegangen werden.*125 Festgehalten werden sollte aber, dass der Bundesgerichtshof (BGH) in einer Leit-
entscheidung zur Vereinbarkeit des Dienstleistungsumfangs, der Plattform von „wenigermiete.de“ der 
Conny- vormals LexFox-GmbH, mit dem RDG im Jahr 2019 zu der Ansicht gelangte, dass das explizite 
Geschäftsmodell der Conny-GmbH, zwar dem Erlaubnisvorbehalt des Rechtsdienstleistungsgesetzes 
unterfällt, jedoch im Rahmen der Registrierung als Inkassodienstleister gemäß § 10 I 1 Nr. 1 RDG sich 
(noch) als erlaubnisfähiger Teilnehmer am Rechtsdienstleistungsmarkt erweise und damit beteiligen dür-
fe.*126 Zwar wurde damit keine allgemeingültige Aussage über die Zulässigkeit anderer Geschäftsmodelle 
getroff en.*127 Dennoch verwies der Bundesgerichtshof in seinem Urteil mit Nachdruck darauf, dass der 
RBerG-Reformgesetzgeber von 2008 erhebliche Deregulierungs- und Liberalisierungsbestrebungen*128 des 

ɲɲɵ Frank Remmertz in Michael Krenzler (Hrsg.), Rechtsdienstleistungsgesetz (ɳ. Aufl age, Nomos ɳɱɲɸ) § ɲ Rn. ɸ.
ɲɲɶ Vgl. Daniela Schmidt in Michael Krenzler (Hrsg.), Rechtsdienstleistungsgesetz (ɳ. Aufl age, Nomos ɳɱɲɸ) § ɲɱ Rn. ɷ.
ɲɲɷ Hierfür ist gemäß § ɵ Abs. ɲ RDV ein Lehrgang von ɲɳɱ Zeitstunden sowie nach § ɵ Abs. ɴ RDV der Nachweis mindestens 

einer bestandenen fünfstündigen Klausur notwendig. 
ɲɲɸ Markus Hartung, ‘Legal Tech und das RDG – Raus aus der Beziehungskrise! – Warum es bei der Legal Tech-Diskussion 

nicht um Tech, sondern um den Zugang zum Recht geht’ [ɳɱɳɱ] AnwBl ɹ [ɺ].
ɲɲɹ Zur Unzulässigkeit des Modells, Landgericht (LG) Berlin BeckRS ɳɱɲɹ, ɲɺɹɹɶ; LG München AnwBl ɳɱɳɱ, ɳɴɹ [ɳɴɺ]; 

LG Hannover, NZKart, ɳɱɳɱ, ɴɺɹ, ɵɱɱ; zur Zulässigkeit, LG Berlin NJW ɳɱɲɹ, ɳɹɺɹ; LG Berlin BeckRS ɳɱɲɹ, ɲɹɱɲɹ. 
ɲɲɺ Befürworter statt vieler, Markus, Hartung, ‘Inkasso, Prozessfi nanzierung und das RDG – Was darf ein Legal-Tech-Unter-

nehmen als Inkassodienstleister?’’ [ɳɱɲɺ] AnwBl ɴɶɴ; Gegner statt vieler, Reinhard Greger, ‘Rundum-sorglos-Modell“: 
Innovative Rechtsdienstleistung oder Ausverkauf des Rechts?’ [ɳɱɲɹ] MDR ɹɺɸ.

ɲɳɱ Zu “MyRight” und der Problematik des Interessenskonfl ikt gemäß § ɵ RDG vgl., Martin Henssler, ‘Prozessfi nanzierende 
Inkassodienstleister – Befreit von den Schranken des anwaltlichen Berufsrechts?’ [ɳɱɲɺ] NJW ɶɵɶ; andere Ansicht Alexander 
Morell, ‘Keine Kooperation ohne Konfl ikt’ [ɳɱɲɺ] JZ ɹɱɺ [ɹɲɵ]. – DOI: https://doi.org/ɲɱ.ɲɷɳɹ/jz-ɳɱɲɺ-ɱɳɺɺ.

ɲɳɲ Instruktiv Fabian Widder, ‘Verbraucherschutz und RDG – wo bleibt die Anwaltschaft? – Legal Tech – Notwendigkeit einer 
gesetzlichen Regelung nach dem BGH-Urteil Lexfox’ [ɳɱɳɱ] ɳɷɺ.

ɲɳɳ Günther Bandisch in Walter Seitz (Hrsg.), Inkasso-Handbuch (ɵ. Aufl age, C.H. Beck ɳɱɲɶ) Kapitel ɴɲ Rn. ɲɲɲ; Dirk Seichter 
in Christian Deckenbrock und Martin Henssler (Hrsg.), RDG (ɵ. Aufl age, C.H. Beck ɳɱɲɶ) § ɵ RDGEG Rn. ɵ.

ɲɳɴ A.A. Martin Henssler, ‘Prozessfi nanzierende Inkassodienstleister – Befreit von den Schranken des anwaltlichen Berufsrechts?’ 
[ɳɱɲɺ] NJW ɶɵɶ [ɶɵɹ]; Klaus Winkler in Michael Krenzler (Hrsg.), Rechtsdienstleistungsgesetz (ɳ. Aufl age, Nomos ɳɱɲɸ) 
§ ɵ RDGEG Rn. ɲɲ.

ɲɳɵ Matthias Kilian in Martin Henssler und Hanns Prütting (Hrsg.), BRAO (ɶ. Aufl age, C.H. Beck ɳɱɲɺ) § ɵɺb BRAO Rn. ɸɳff , 
ɲɱɲff .

ɲɳɶ Überblick, wer Gutachtertätigkeiten für die entgegengesetzten Lager übernommen hat, Alexander Morell, ‘Keine Kooperation 
ohne Konfl ikt’ [ɳɱɲɺ] JZ ɹɱɺ [ɹɱɺ Fn ɵ]. 

ɲɳɷ BGH NJW ɳɱɳɱ, ɳɱɹ (ɳɲɴ) Rn. ɴɹ.
ɲɳɸ So betont der BGH NJW ɳɱɳɱ, ɳɱɹ [ɳɳɲ] Rn. ɲɲɱ, dass es stets einer Würdigung der Umstände des Einzelfalls bedürfe; 

ebenso Robert Freitag, David Lang, ‘Off ene Fragen von Legal und Illegal Tech nach der wenigermiete.de-Entscheidung“ des 
BGH’ [ɳɱɳɱ] ZIP ɲɳɱɲ [ɲɳɲɱ].

ɲɳɹ Kritisch dazu Volker Römermann, ‘RDG – zwei Schritte vor, einen zurück’ [ɳɱɱɹ] NJW ɲɳɵɺ.
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Rechtsdienstleistungsmarktes im Blick hatte, die die Entwicklung neuer Berufsbilder erlauben und denen 
es Rechnung zu tragen gilt.*129 Es bleibt abzuwarten, ob der deutsche Gesetzgeber diese Rechtsprechung 
in neuen Reformbestrebungen bestätigen und weiter ausbauen und damit den Rechtsdienstleistungsmarkt 
für weitere Finanzierungsmechanismen öff nen wird.*130 

Der aktuelle deutsche rechtspolitische Diskurs geht derweil noch einen Schritt weiter. So wird dis-
kutiert*131, ob der Anwaltschaft im größeren Umfang als bisher die Vereinbarung von Erfolgshonoraren 
ermöglicht werden sollen. Zwar sind in den letzten 20 Jahren in vielen europäischen Rechtsordnungen 
Erfolgshonorare legalisiert worden und unstreitig ließe sich damit die staatliche Kostenhilfe noch einmal 
deutlich reduzieren.*132 Als unabhängiges Organ der Rechtspfl ege begegnet dieser Ansatz aber erheblichen 
Bedenken in der Literatur und daneben auch aus den Reihen der Anwaltschaft selbst.

5. Resümee 
Die von Mauro Cappelletti formulierte Permisse von 1978, dass man sich im langen historischen Kampf um 
den Zugang zum Recht befi nde, hat an ihrer Aktualität nicht eingebüßt. Vielmehr scheint es, dass sich der 
Kampf, um den – fi nanzierbaren – Zugang zum Recht gegenwärtig noch verstärkt hat. Nach der Abkehr 
vom Ausbau staatlich organisierten Finanzierungsmodellen etablieren sich vermehrt marktbasierte Finan-
zierungsmechanismen außerhalb der Anwaltschaft, deren Mitglieder traditionell als berufene Berater und 
Vertreter in allen Rechtsangelegenheiten angesehen wurden. Durch genaue Bedürfnisanalysen der rechts-
suchenden Bevölkerung verstehen es die neuen Rechtsdienstleister gut, sich weiteres Marktpotenzial zu 
erschließen. Dies gelingt ihnen auch dadurch besser, da sie sich, sobald sie als Inkassodienstleister gemäß 
§ 10 Nr. 1 RDG registriert sind, zur Bedürfnisbefriedigung Mitteln bedienen dürfen, die der Anwaltschaft 
bis dato – vielleicht auch berechtigter Weise*133 – verwehrt bleiben. Es bleibt abzuwarten, ob die Recht-
sprechung und der Gesetzgeber diesen Deregulierungs- und Liberalisierungsansätzen – weiter – folgen 
werden. Oder aber, ob in Zukunft, der bestehende Wettbewerbsvorteil ausgleichen wird und als Finan-
zierer der Rechtsberatung und der Rechtsdurchsetzung vermehrt auch den Rechtsanwalt treten darf.*134 
Bei der Delegation einer derartigen verfassungsrechtlich verbürgten staatlichen Aufgabe*135 sollte in einem 
Sozialstaat aber immer auch ein besonderes Augenmerk auf den Umstand gelegt werden, dass tatsäch-
lich alle Rechtssuchenden den – marktbasierten – Zugang zum Recht erhalten. Denn dieser folgt anderen, 
nach Eigenkapital kalkulierten Grundsätzen*136 und nimmt im Zweifel auf atypische Sachverhalte sowie 
bildungsschwächere Bevölkerungsgruppen, die einer besonderen Hilfestellung beim Auffi  nden und Erken-
nen eines rechtlichen Konfl ikts bedürfen, keine Rücksicht. Auch in den nächsten vierzig Jahren werden 
noch einige Kämpfe geführt werden müssen auf dem Weg hin zu einem Rechtssystem, das für jedermann 
gleichermaßen zugänglich ist.

ɲɳɺ BGH NJW ɳɱɳɱ, ɳɱɹ (ɳɳɴ) Rn. ɲɴɴ.
ɲɴɱ Appell, dass der Gesetzgeber tätig werden, muss auch von Robert Freitag, David Lang, ‘Off ene Fragen von Legal und Illegal 

Tech nach der wenigermiete.de-Entscheidung“ des BGH’ [ɳɱɳɱ] ZIP ɲɳɱɲ [ɲɳɲɱ].
ɲɴɲ Vgl. Referentenentwurf des Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz Entwurf eines Gesetz zur Förderung 

verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleistungsmarkt vom ɲɳ.ɲɲ.ɳɱɳɱ – https://www.bmjv.de/SharedDocs/
Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_Rechtsdienstleister.pdf?__blob=publicationFile&v=ɲ; zuletzt abgerufen am 
ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.

ɲɴɳ Vgl. Matthias Kilian, ‘Zugang zum Recht: Beobachtungen in Zeiten von Gesetzen zur Kosteneinsparung bei der Prozess-
kosten- und Beratungshilfe’ [ɳɱɱɹ] AnwBl ɳɴɷ [ɳɴɺ mwN].

ɲɴɴ Gem. § ɲ BRAO ist der Rechtsanwalt ein unabhängiges Organ der Rechtspfl ege.
ɲɴɵ Siehe dazu Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz Entwurf eines Gesetzes zur 

Förderung verbrauchergerechter Angebote – https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/
RefE_Rechtsdienstleister.pdf?__blob=publicationFile&v=ɲ; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ. 

ɲɴɶ Der Justizgewährungsanspruch folgt aus dem Rechtsstaatsprinzip Art. ɳɱ III GG und wird ebenso aus dem Fair-trail-Grund-
satz abgeleitet Art. ɷ I EMRK; dazu BVerfGE ɲɱɸ, ɴɺɶ, vgl. oben Fn ɷɸ, ɷɹ und ɳɴ, ɳɵ.

ɲɴɷ Schriftliche Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Förderung verbrauchergerechter Angebote im Rechtsdienstleis-
tungsmarkt Prof. Dr. Christian Wolf, Ass. Iur. Nadja Flegler – https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/
Stellungnahmen/ɳɱɳɱ/Downloads/ɲɳɳɲɳɱ_Stellungnahme_IPA_RefE_Rechtsdienstleistungsmarkt.pdf;jsessionid=ɺɸFD
ɸBɴɳFEBɶɲɶɶAɱADɳFBɺFɷɴɱɲDɳɹɸ.ɲ_cidɴɳɵ?__blob=publicationFile&v=ɳ S. ɶ, ɲɲff ; zuletzt abgerufen am ɲɵ.ɱɲ.ɳɱɳɲ.


